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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das

Amt der niederösterreichischen Landesregierung
Gruppe Gesundheit und Soziales

Abteilung Sanitäts- und Krankenanstaltenrecht

Landhausplatz 1
3109 St. Pölten
per E-Mail: post.gs4@noel.gv.at 
Wien, am 14. Juli 2016
Betrifft: 
GS4-GES-1/077-2016; Änderung des NÖ Krankenanstaltengesetzes, Begutachtungsverfahren
Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Behindertenanwalt dankt für die Übermittlung des Entwurfes, mit dem das NÖ Krankenanstaltsgesetz geändert werden soll und nimmt dazu wie folgt Stellung.
I. Präambel
Der Behindertenanwalt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes oder des Behinderteneinstellungsgesetzes diskriminiert fühlen. 
Darüber hinaus führt der Behindertenanwalt im Rahmen des § 13c Bundesbehinder​tengesetz Untersuchungen durch und gibt Empfehlungen und Berichte zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung ab.


II. Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft
Die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft ist der zentrale Anspruch der UN-Behindertenrechtskonvention, welche Österreich 2008 ratifiziert hat.

Aufgrund der Bestimmungen des Artikel 4 Abs. 5 der vorliegenden Konvention gelten deren Bestimmungen für Bund und Länder gleichermaßen.
Zur Umsetzung der – möglichst umfassenden – Partizipationsmöglichkeiten Betroffener ist in manchen Fällen Unterstützung erforderlich. Diese kann auf perso​neller Ebene (bspw. Persönliche Assistenz am Arbeitsplatz), auf technischer Ebene (bspw. ein mit Braille- und Vorlesefunktion ausgestatteter Computerarbeitsplatz) oder durch speziell ausgebildete Tiere („Hilfsmittel“) erfolgen.

Demgemäß normiert der Gesetzgeber in § 39a Bundesbehindertengesetz, dass Assistenzhunde zum Zwecke der Erweiterung der Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen eingesetzt werden und dauernd bei der betroffenen Person leben [sollen]. Darüber hinaus leisten sie einen wertvollen Beitrag zur Kommunikation und zum Abbau von einstellungsmäßigen Barrieren.
III. Empfehlungen des Behindertenanwaltes
Zu Ziffer 14 (§ 16 Abs 1 lit h):
In den unter Kapitel II wiedergegebenen Bestimmungen im Bundesbehinderten​gesetz stellt der Gesetzgeber klar, dass Assistenz- und Therapiehunde primär nicht in ihrer Eigenschaft als Tier, sondern in ihrer Funktion zur Unterstützung der Selbst​ständigkeit Betroffener zu beurteilen sind.

Ein pauschales Zugangsverbot von Assistenzhunden kann daher eine verbotene Diskriminierung darstellen. 

Demgegenüber erscheint eine Zugangsbeschränkung von Assistenz- und Therapie​hunden aus hygienischen Gründen zunächst sachlich gerechtfertigt und zulässig.

Ein sachliches Erfordernis ist jedoch nur dann anzunehmen, wenn die hygienischen Anforderungen in gleicher Weise an Personen gestellt werden, welche nicht auf die Begleitung durch einen Assistenzhund angewiesen sind.

Konkret bedeutete dies, dass beispielsweise PatientInnen im Stationsbereich außer​halb der Intensivstation aus hygienischen Gründen keinerlei Zutritt in Straßen​kleidung oder selbst mitgebrachter Bekleidung haben dürfen.

Da der vorliegende Entwurf keine solchen hygienischen Anforderungen an die Allgemeinheit der PatientInnen stellt, sieht der Behindertenanwalt in der pauschalen Festlegung von Zutrittsverboten eine letztlich ungerechtfertigt differenzierte und  benachteiligende Anwendung von Hygienebestimmungen auf Menschen mit Behinderungen.

Der Behindertenanwalt regt daher folgende Formulierung in Analogie zu § 6 Abs. 1 lit i Krankenanstalten- und Kuranstaltengesetz (KAKuG) an:

„§ 16 Abs 1:

Der Rechtsträger einer Krankenanstalt hat die Rahmenbedingungen für die Führung der Krankenanstalt, den Aufgabenbereich der Anstaltsleitung und den inneren Betrieb der Krankenanstalt durch die Anstaltsordnung zu regeln. Sie hat mindestens zu enthalten:

(…)

h) die Festlegung von Bereichen, in denen die Mitnahme von Assistenzhunden (Blindenführhunde, Servicehunde und Signalhunde) und Therapiehunden (§ 39a des Bundesbehindertengesetzes, BGBl. Nr. 283/1990, in der jeweils geltenden Fassung) aus hygienischen Gründen nicht zulässig ist.“
(Die weiteren Bestimmungen des lit h werden entfernt)


Der Behindertenanwalt regt darüber hinaus die Kontaktaufnahme mit den einschlägigen Interessensvertretungen an.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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